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URS GEISER 
Soziale und politische Herausforderungen 
der Hochwasserkatastrophe in Pakistan
D
ie seit Menschengedenken schwersten 
Niederschläge gingen am 29.7.2010 über 
den Berggebieten Nordwest-Pakistans 
nieder (vgl. Internet-Servicebox). Betroffen 
waren insbesondere die westlich des In-
dus gelegenen Regionen Chitral, Swat, Alpuri, Shang-
la, aber auch Regionen östlich und nördlich des Indus, 
etwa Kala Dhaka und Teile von Hazara und Gilgit. Die 
Regenfälle führten an den steilen Hängen des Karako-
rums zu Schichtfluten und lösten im engen Oberlauf 
des Flusses Swat eine Springflut aus, welche Straßen, 
Brücken, Häuser und Menschen mitriss. Die Wasser-
massen ergossen sich dann in die Ebene von Peshawar 
und überschwemmten Dörfer und Agrarland vor 
 allem um Nowshera. Doch das größte Ausmaß an 
Überschwemmung geschah, als sich die Hochwasser-
welle in die riesige Ebene des Industals ausbreitete 
(vgl. Abb. 1 und Tab. 1).
In den Wochen nach dem 29. Juli war in Pakistan 
Nothilfe gefordert. Dazu gehörten die Rettung von Men-
schen aus den Überschwemmungsgebieten, Errichtung 
von Notunterkünften, Verteilung von Nahrung, vor 
allem auch sauberes Trinkwasser sowie medizinische 
Versorgung. Über die Schwierigkeiten, diese Nothilfe 
Die verheerenden Überschwemmungen in Pakistan im August 2010 wurden zwar durch natürliche 
 Ereignisse ausgelöst, doch verstärkten anthropogene Einflüsse deren Konsequenzen. Dazu gehören 
das Unvermögen der staatlichen Verwaltung erste Nothilfe zu leisten, das riskante Bauen nahe am 
Fluss im Berggebiet oder der oft kritische Betrieb und Unterhalt der riesigen Bewässerungsinfra-
struktur in der Indusebene. Viele Pakistanis sehen die Ursachen in einer zentralistischen Organisa-
tion der staatlichen Verwaltung, welche die lokale Ebene kaum erreicht. Es fehlen Strukturen auf 
 Gemeindeebene, welche lokale Interessen wahrnehmen und die Dienste der übergeordneten staatli-
chen Verwaltung einfordern können. Ein 2001 begonnener Versuch zur Einführung lokaler Strukturen 
und größerer Rechenschaftspflicht staatlicher Ämter wurde vor rund einem Jahr abgebrochen.
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zu organisieren, zu liefern und zu finanzieren, haben 
die Medien weltweit intensiv berichtet. Eindrücklich 
waren die unzähligen Äußerungen Betroffener, dass 
sie von der Regierung keine Hilfe erhielten. Auch hör-
ten wir viel über die Probleme der Legitimation von 
Spenden an ein Land, das sonst nur durch schlechte 
Schlagzeilen über Terror, Korruption, einen im Aus-
land reisenden Präsidenten oder bestechliche Cricket-
spieler von sich reden macht. 
Neben der Sorge um die Sicherstellung der Nothilfe 
wurden in Pakistan aber Fragen nach den länger-
fristigen Konsequenzen der Flutkatastrophe laut. Die 
 Finanzierung des Wiederaufbaus wird riesige Summen 
verschlingen, welche zum Teil durch internationale 
Hilfe, zu einem großen Teil aber innerhalb des Landes 
zu generieren sein werden. Die pakistanische Zentral-
regierung wie die Regierungen der betroffenen Pro-
vinzen arbeiten zurzeit an Plänen für Zusatzsteuern. 
Große Sorge macht auch die mittelfristige Versorgung 
mit Nahrungsmitteln. Die Fluten zerstörten einen Teil 
der Sommerernte (kharif) von Weizen und Reis. Zudem 
sollte jetzt für rabi, die Winteranbauzeit, angesäht 
werden, doch die Felder sind zugeschwemmt und Ar-
beitstiere ertrunken. Nahrungsmittelknappheit wirkt 
sich auf alle Pakistanis aus, steigen dadurch doch die 
Preise. Für den industriellen Sektor wird geschätzt, 
dass über ein Fünftel der Baumwollernte zerstört 
wurde, was wiederum der für den Export wichtigen 
Textilindustrie schadet. All dies sind riesige Herausfor-
derungen, die auf das Land erst zukommen. 
In Pakistan beginnt aber auch eine engagierte De-
batte über die anthropogenen – sprich sozialen und 
politischen – Dimensionen der Hochwasserkatastro-
phe und die davon abzuleitende Notwendigkeit der 
Reorganisation der politischen Strukturen und Ver-
antwortlichkeiten.  
Anthropogene Faktoren,  
Folgen und Herausforderungen
Die von Menschen beeinflussten Faktoren dieser Katas-
trophe wie die sich daraus ergebenden Herausforde-
rungen sind eng miteinander verwoben. Der Auslöser 
war zwar „natürlich“ – eine spezifische Wetterlage 
führte dazu, dass der Jetstream über Zentralasien statio-
när blieb und dadurch die zusätzlich massiven Monsun-
regen über Nordwest-Pakistan blockierte. Dadurch fiel 
ein Mehrfaches der durchschnittlichen Regenmenge 
innerhalb weniger Stunden. Auch unter „normalen“ 
Rahmenbedingungen hätte diese Regenmenge eine 
Hochwasserwelle mit Überschwemmungen ausgelöst 
und Menschen in Mitleidenschaft gezogen. Doch eine 
Reihe anthropogener Einflüsse steigerte das Ausmaß 
der Überschwemmungen und trug zu den schwerwie-
genden Folgen bei. 
Nicht verwunderlich, dass diese anthropogenen As-
pekte ins Zentrum der Debatte rücken. Anthropogen 
bedeutet, dass Menschen dahinterstehen und damit 
zum einen Schuldige gefunden werden können (was 
im Moment die Diskussion innerhalb Pakistans domi-
niert), zum anderen aber Visionen und konkrete Vor-
schläge benötigt werden, wie in Zukunft der „anthro-
Abb. 1: Karte zur Ausdehnung des Induskochwassers im August 2010
Entwurf: U. Geiser






Quelle NDMA* NDMA NDMA NDMA UN*
Balochistan 48 102 75 261 700 000
Khyber Pakhtunkhwa 1 156 1 198 200 799 3 800 000 2 700 000
Punjab 110 350 500 000 8 200 000 5 300 000
Sindh 199 1 072 1 098 720 7 000 000 4 400 000
Azad Jammu Kashmir 71 87 7 108 200 000
Gilgit Baltistan 183 60 2 820 100 000
Total 1 767 2 869 1 884 708 20 000 000
*NDMA: National Disaster Management Authority, Federal Government of Pakistan, Islamabad     *UN: United Nations (Fachleute der UN haben eigene Schätzungen in einigen Provinzen vorgenommen)
Quelle: United Nations Office for the Coordination of Humanitarian Affairs (OCHA), Pakistan. www.pakresponse.info
Tab. 1: Stand der Flutschäden am 9. September 2010
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pogene Faktor“ nicht wieder Schäden potenziert. Im 
Folgenden werden drei Beispiele solcher anthropoge-
ner Dimensionen der Flutkatastrophe näher beleuch-
tet: 
•  die große Bautätigkeit im Swattal, 
•  der Umgang mit der Bewässerungsinfrastruktur in 
der Indusebene und 
•  die Frage nach den politischen Zuständigkeiten in-
nerhalb des pakistanischen Staates.  
Bauen im Gefahrenbereich
Tab. 1 zeigt, dass die Großzahl der Todesfälle in der 
Provinz Khyber Pakthunkhwa (bis anfangs 2010: 
 North-West Frontier Province) zu verzeichnen ist. Die 
schwersten Niederschläge sind im Nordteil dieser Pro-
vinz gefallen, und die Schicht- und Springfluten hat-
ten im Bergland auch die größte Zerstörungskraft. Ent-
lang dem Swatfluss im engen V-Tal des Oberlaufs wie 
der weiten Ebene um Mingora wurde der Schaden aber 
noch viel größer, weil dort in den letzten Jahrzehnten 
intensiv gebaut wurde. Die Berggebiete sind beliebte 
Ausflugsorte für Pakistanis aus den großen Städten 
der Indusebene wie Peshawar, Rawalpindi oder Lahore; 
dies besonders in den Hitzemonaten des Sommers oder 
während wichtigen Festen. Der Tourismus ins Swattal 
f lorierte bis Mitte 2007, als die Spannungen mit den 
sogenannten Swat-Taliban eskalierten. Doch in den 
letzten Monaten begann er wieder anzulaufen. Weit 
weniger wichtig ist der internationale Tourismus. Er 
beschränkt sich auf wenige Einzelreisende etwa aus 
Europa und einige Gruppen aus Japan oder Südkorea, 
welche sich für die buddhistische Geschichte der 
 Gegend (Ghandara-Kultur) interessieren. 
Um den großen einheimischen Bedarf zu decken, 
wurden unzählige Hotels, Gasthäuser und Restaurants 
attraktiv nahe am Fluss oder gar in den Fluss hinein 
gebaut. An sich bestehen Vorschriften, welche das 
Bauen regeln sollten, doch de facto kümmern sich die 
Wenigsten darum – oder sie kennen diese Vorschriften 
schlicht nicht. Und es sind unzählige dieser Gebäude, 
welche von der Flut weggerissen wurden. 
Prekärer Zustand der  
Bewässerungsinfrastruktur
Laut Tab. 1 sind die meisten der betroffenen Menschen 
in den Provinzen Sindh und Punjab zuhause, dazu in 
den Ebenen der Provinz Balutschistan, welche nahe 
dem Indus liegen. Viele pakistanische Fachleute argu-
mentieren, dass das gigantische Ausmaß der in die 
Indusebene hinaustretenden Wassermassen zu Über-
schwemmungen führen musste, ähnlich den Fluten 
im Jahr 1992 (vgl. Bohle und Pilardeaux 1993). Aber 
– der schlechte Zustand der Bewässerungsinfrastruk-
tur verstärkte das Ausmaß enorm. Zur Erinnerung: 
Die über 1 500 km lange Ebene des Industals und sei-
ner Zuflüsse wird intensiv bewässert. Staudämme und 
Foto 2: Flüchtlinge auf dem Rückweg in ihre Dörfer nach dem Rückgang des Hochwassers, hier nahe Muzaffargarh, Punjab
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-wehre speisen ein gewaltiges Netz von Bewässerungs-
kanälen, welche via Verteil- und Feldkanäle ein breites 
Band entlang dem Indus landwirtschaftlich intensiv 
nutzbar machen (vgl. Scholz 1984). Ein Großteil dieser 
Infrastruktur entstand zur Zeit der britischen Kolo-
nialherrschaft, wurde aber nach der Unabhängigkeit 
Pakistans weiter ausgebaut. 
Ins Zentrum der Debatte rücken nun Betrieb und 
Unterhalt. Damit beauftragt sind vor allem Ämter auf 
Provinzstufe. Sie müssen sich seit Jahren mit dem Vor-
wurf auseinander setzen, den Unterhalt insbesondere 
der Dämme oberhalb von Stauwehren und entlang 
großer Verteilkanäle vernachlässigt zu haben. Auch 
der Zustand der wichtigen Entwässerungskanäle wird 
kritisiert; viele davon sind seit langer Zeit verlandet 
oder verbuscht. Kritiker erhalten nun Aufwind, weil 
ein Großteil der Überschwemmungen durch Damm-
brüche verursacht wurde. Fragen werden auch zum 
Betrieb der Bewässerungsinfrastruktur gestellt. 
Wurden Schleusen zum Teil zu spät geöffnet? Hätte 
gezieltes Aufbrechen von Dämmen in weniger besie-
delten Gebieten Wasserdruck weggenommen? Waren 
 Beamte zum heiklen Zeitpunkt gar nicht anwesend? 
Wurden Beamte von reichen Landbesitzern bestochen, 
um Wasser von ihrem Land fernzuhalten? 
Eines unter den vielen Beispielen ist der Damm-
bruch bei Ghauspur nordöstlich von Sukkur im nörd-
lichen Teil der Provinz Sindh. Er führte dazu, dass sich 
riesige Wassermengen in westliche Richtung beweg-
ten und auf ihrem Weg Hunderttausende vertrieben. 
Verschiedene zivilgesellschaftliche Gruppierungen 
fordern eine gerichtliche Untersuchung der Ursachen 
dieses katastrophalen Dammbruches. Die Emotionen 
gehen hoch in Pakistan. Doch viele sind sich einig, dass 
auch im Bewässerungsamt eine verbesserte Kontrolle 
durch lokale Gremien fehlt. 
Fragen nach Zuständigkeit  
und Rechenschaftspflicht
Der zu Beginn der Katastrophe massiv überforderte 
Staat, die Abwesenheit der Verwaltung bei der Unter-
stützung der Betroffenen, das Nichteinhalten von Bau-
vorschriften, die Mängel beim Betrieb und Unterhalt 
der Bewässerungsinfrastruktur – all dies sind Sympto-
me einer Krise der staatlichen Verwaltung und Regie-
rungsführung. Es fehlen sozial und politisch breiter 
abgestützte Formen der Goverance. „Regieren“ bezieht 
sich auf eine politische Kultur des Verordnens und des 
anschließenden Vollzuges von angeordneten Maßnah-
men. Im Gegensatz dazu bezeichnet der Begriff Gover-
nance eine politische Realität, die von Prozessen des 
Aushandelns charakterisiert ist, vom Einbezug der 
unterschiedlichsten betroffenen und interessierten 
Akteure aus Staat, Politik, Wirtschaft, Wissenschaft 
und Zivilgesellschaft, und vor allem von geklärten Re-
geln der Rechenschaftspflicht (vgl. Leach et al. 2007).  
Um die Kritik der Regierungsführung des pakistani-
schen Staates besser zu verstehen, ist es hilfreich, ihn 
in vier Bereiche zu gliedern: die staatliche Verwaltung, 
die politische Führung, die Armee und die Lokalbehör-
den. Pakistan ist eine junge Nation: 1947 entstand aus 
dem Nachlass der englischen Kolonialmacht ein Ge-
bilde, das es in dieser Form vorher nie gab. Doch es 
gab eine koloniale Verwaltungsstruktur. Diese wurde 
bei der Unabhängigkeit kaum verändert und blieb bis 
heute in ihren Grundzügen erhalten. Von zentraler 
Bedeutung sind die Provinzverwaltungen, liegen doch 
viele Politikbereiche in deren Kompetenz. Alle Ämter 
haben ihren Hauptsitz in der jeweiligen Provinzhaupt-
stadt, vom Bewässerungsamt bis zur landwirtschaftli-
chen Beratung, vom Forstamt zur Gesundheitsverwal-
tung, vom Bildungsdepartment zur Polizei oder dem 
für Straßen und Wasserversorgung zuständigen Public 
Works Department. 
Die meisten Ämter haben Außenstellen, je nach 
Bedeutung bis zur Distriktebene, einige bis zu den 
 Tehsils (Bezirken), doch fast nie bis zu den Dörfern. 
Durch eine hierarchische Organisation ist die Ver-
waltung gegenüber der Provinzhauptstadt rechen-
schaftspflichtig, was sich tief ins Berufsverständnis 
der Beamten eingeprägt hat. In jährlichen Mitarbei-
terbeurteilungen (ACR, Annual Confidential Report) wird 
der Erfüllungsgrad der Aufgaben kontrolliert. Diese 
Aufgaben werden in der Zentrale formuliert, ohne Mit-
sprache der unteren Hierarchiestufen (vgl. Geiser und 
Steimann 2004). 
Ein wesentliches Element der Verwaltungsstruk-
tur Pakistans ist das Fehlen lokaler administrativer 
Strukturen. Es gibt zwar Gemeinden, doch dies sind le-
diglich administrative Einheiten ohne eigene Kompe-
tenzen. Der „Staat“ ist hier meist nur vertreten durch 
Foto 3: Tiefbrunnen, wie hier im überschwemmten Larkana/
Sindh, waren allenfalls zum Waschen nutzbar
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die Polizei und den für das Einziehen von Landsteuern 
zuständigen Patwari. Nicht, dass es an Bestrebungen 
gefehlt hätte, Lokalverwaltungen aufzubauen. In der 
jungen Geschichte Pakistans gab es bisher drei solcher 
Versuche, aber alle wurden wieder abgebrochen, der 
letzte vor einem Jahr. Er hatte 2001 begonnen, nach-
dem der damalige Präsident Musharraf der staatlichen 
Bürokratie Lethargie, Korruption und Ineffizienz vor-
warf. Er begann mit dem Aufbau einer dezentralen und 
demokratischen Verwaltungsstruktur mit gewählten 
Gemeinderäten und aus Lokalvertretern zusammenge-
setzten Bezirks- und Distriktbehörden (vgl. NRB 2000). 
Die Außenstellen der staatlichen Bürokratie wurden 
den neuen Distriktbehörden unterstellt. Die Ämter 
mussten nun die Anliegen der Distrikte und der Ge-
meinden aufgreifen und waren ihnen gegenüber re-
chenschaftspflichtig. Viele Vertreter der modernen 
pakistanischen Zivilgesellschaft – meist in urbanen 
Zentren ansässige, sozial engagierte und sich für De-
mokratisierung und Mitsprache einsetzende Organisa-
tionen – unterstützten das Vorhaben. Zudem richteten 
internationale Organisationen ihre Entwicklungspro-
jekte auf die neuen dezentralisierten Behörden aus.
Ironie der pakistanischen Geschichte ist, dass diese 
Reform in die Regierungszeit eines Putschisten fiel. 
Präsident Musharraf war in erster Linie ein General, der 
die demokratisch gewählte Regierung von Nawaz Sha-
rif durch einen Staatsstreich auflöste. Durch den Rück-
zug Musharrafs 2008 wurde Benazir Bhuttos Ehemann 
Zardari Präsident, und die Demokratie hielt wieder 
Einzug. Zardari löste per Dezember 2009 die gewählten 
Distrikt- und Gemeindebehörden auf; den Provinzen 
kam der Auftrag zu, alternative Formen der lokalen 
Verwaltung zu formulieren. Diese Alternativen lassen 
bis heute auf sich warten. In der Zwischenzeit sind es 
wieder die Vertreter der Bürokratie, welche lokal das 
Sagen haben – wenn sie überhaupt dort sind. Mit ande-
ren Worten: Die Flutkatastrophe traf ein Land, in dem 
der Staat seine lokalen Strukturen gerade abgeschafft 
hatte. 
Viele Pakistani sind sich bewusst, dass die unter Mus-
harraf begonnenen Reformen der Dezentralisierung 
Foto 4: Das Luftbild von Shahdakot (Sindh) vom 23.8.2010 zeigt das Ausmaß der Hochwasserkatastrophe
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nicht immer zu besserer Effizienz auf lokaler Ebene 
führten. In der Tat war auch da Korruption weit ver-
breitet. Immerhin aber war es ein Versuch vorwärtszu-
kommen, oder wie es der pakistanische Ökonom Akbar 
S. Zaidi auf den Punkt bringt: Es gab Kompetenzen und 
Zuständigkeiten auf Gemeindeebene, auch Versuche, 
sich Zusammenzuraufen und dadurch Demokratie zu 
„üben“, Ansätze einer working citizenship (vgl. Zaidi 
2010). Diese Strukturen fehlen heute völlig. Die durch 
die Flutwelle betroffenen Menschen haben weit zu 
gehen bis zum Staat. Und auch wenn viele Beamten 
helfen wollen, sie haben kaum Mittel, sind eingebun-
den in unflexible Verwaltungsabläufe und eine über 
Jahrzehnte sich etablierte Unkultur des red tape, was 
am ehesten mit Amtsschimmel zu übersetzen ist. 
Den „demokratischen Staat“ suchen
Es ist insbesondere diese Bürokratie, welche das Bild 
der Pakistanis von ihrem Staat prägt: Staat heißt für 
sie, dass Versuche zur Förderung lokaler Verwaltungs-
Foto 5: Soldaten evakuieren die Bewohner von Khairpur Nathansha (Sindh)
Foto 6: Auf der Flucht vor dem Hochwasser in Basera (Punjab)
Foto 7: Luftbild der überschwemmten Stadt Dadu (Sindh)
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strukturen kommen und gehen. Staat heißt auch De-
mokratie, doch ist Demokratie für viele gleichbedeu-
tend mit Parteien, die von den mächtigen Familien 
beherrscht werden. Pakistan ist (wieder) eine Demo-
kratie; durch Wahlen ist die Pakistan People‘s Party (PPP) 
mit ihren Alliierten an die Macht gekommen. Hohe 
Parteifunktionäre wissen, dass der Staat lokal kaum 
vertreten ist und wollen nun, dass die langsam in 
Schwung kommende Katastrophenhilfe via ihre loka-
len Parteimitglieder verteilt wird. Für viele Menschen 
im ländlichen Pakistan bedeutet „Staat“ somit so viel 
wie Seilschaften; sie fühlen sich nicht als Bürgerinnen 
und Bürger. 
Zum Glück, so denken viele, gibt es die Armee, 
die wichtigste, am besten organisierte Institution des 
Landes. In den letzten Wochen wurden denn auch 
zunehmend Stimmen laut, welche wieder nach einer 
starken Hand rufen. Dennoch gibt es in Pakistan wei-
terhin Kreise, welche an eine konsequentere Demokra-
tisierung glauben. Für viele besteht die größte Heraus-
forderung nicht in einer Unterwanderung durch radi-
kale Islamisten. Entsprechende Befürchtungen gab es 
auch im Gefolge des Erdbebens von 2005, auch damals 
waren solche Gruppen unter den ersten, die Hilfe 
brachten. Das Vertrauen der Bevölkerung gewannen 
sie dennoch nicht. Die größte Herausforderung sehen 
sie bei den Verwaltungen der Provinzen. Sie stellen an 
sich ein enormes Potential dar, welches es aber durch 
verbesserte Formen der Governance effektiver zu ge-
stalten gilt. 
Von zentraler Bedeutung ist vor allem eine verbes-
serte Rechenschaftspflicht gegenüber demokratisch 
gewählten Gremien. Der rein symbolische Akt der Wahl 
eines Provinzparlamentes genügt hier nicht. Dringend 
benötigt werden lokale politische Gemeindestruktu-
ren und -verwaltungen, welche zum Beispiel die Arbeit 
der Bewässerungsämter vor Ort überprüfen, oder loka-
le Bedürfnisse besser in die Planungen der staatlichen 
Ämter einfließen lassen können. Einzelne Vertreter 
innerhalb des politischen Establishments sind sich 
dessen bewusst und sehen das mehrfache frühzeitige 
Abbrechen entsprechender Anstrengungen zur Dezen-
tralisierung als Fehler. Doch müssen solche Reformen 
auch von der Bevölkerung gefordert werden, zu stark 
profitiert die alte Elite vom jetzigen System. Und es 
gibt Anzeichen dafür, dass die Überschwemmung sol-
che Forderungen vermehrt auslösen. 
Zivilgesellschaftliche Gruppen, die sich für eine kon-
sequentere Demokratisierung einsetzen, spüren zur-
zeit Aufwind (vgl. Beispiele in Internet-Servicebox). Denn 
viele dieser Gruppen sind bei der Bewältigung der Flut-
katastrophe an vorderster Front dabei, dokumentieren 
damit die Ineffizienz der Bürokratie und beginnen sich 
auch gegenüber der etablierten Politik kritisch zu äu-
ßern. Für sie ist Pakistan nicht ein gescheiterter Staat, 
sondern eine Demokratie im Entstehen.  |||
Foto 8: Damm als Fluchtpunkt bei Thatta (Sindh)
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Bereich Fachzeitschriften:
Bernd Bredemeyer
Produkt Marketing: Linda Fechner, Christina Schlegl
Anzeigen und Vertrieb:
BMS Bildungsmedien Service GmbH  




Marlis Hampel, Julia Nitsche, Petra Klein, 
Stefanie Büttcher, Tel.: (05 31) 7 08 86 31
Telefax (05 31) 7 08 61 7
E-Mail: abo-bestellung@westermann.de
Anzeigenverkauf:
Marlies Kaps, Tel.: (05 31) 7 08 83 37
E-Mail: marlies.kaps@bms-verlage.de
Telefax (05 31) 7 08 87 83 37
Vertrieb:
Karin Pusz, Telefon (05 31) 7 08 83 06
E-Mail: karin.pusz@bms-verlage.de
Telefax (05 31) 7 08 87 83 06 
Gesamtherstellung:
westermann druck GmbH  
Georg-Westermann-Allee 66  
38104 Braunschweig  
Telefon (05 31) 70 80, Telefax (05 31) 79 65 69
Erscheinungsweise und Bezugsbedingungen:
Jeweils zum Monatsanfang, das Heft 7/8 (als Doppelausgabe) zur Mitte  
des Monats. Abonnementpreis jährlich 88,00 € (Deutschland) / 90,20 € 
(Österreich) / 159,50 CHF. Für Studierende 60,50 € (Deutschland) / 
62,70 € (Österreich) / 115,50 CHF. Preise zuzüglich Versandkosten je 
Heft von 1,10 € (Deutschland) / 1,35 € (Österreich) / 2,40 CHF. Für Schu-
len und Institutionen 176,00 € (Deutschland) / 180,40 € (Österreich) / 
306,90 CHF zuzüglich Versandkosten. Einzelhefte 11,00 € (Deutsch- 
land) / 11,30 € (Österreich) / 19,90 CHF, zuzüglich Versandkosten. In den 
 Bezugspreisen sind 7 % Mehrwertsteuer (Deutschland) enthalten. Der 
Jahresabonnementpreis wird nach Lieferung der ersten Heftausgabe 
in Rechnung gestellt (Preisänderungen und Irrtümer vorbehalten). 
Bestellungen an den Buch- und Zeitschriftenhandel oder an BMS Bil-
dungsmedien Service GmbH, Postfach 3320, 38023 Braunschweig. Der 
Bezugszeitraum beträgt – zunächst 1 Jahr und verlängert sich jeweils 
um ein weiteres Jahr, wenn nicht spätestens 6 Wochen vor Beendigung 
des Bezugszeitraums schriftlich gekündigt wird.
Alle Rechte vorbehalten. Ein Nachdruck darf nur mit vorheriger Einwilli-
gung des Verlages erfolgen.
Anzeigenpreise:
Preisliste Nr. 47 vom 1. 1. 2010
Buchbesprechungen:
Unverlangt eingesandte Rezensionsexemplare können nicht 
 zurückgesandt werden.
Beilagenhinweis:
Die vorliegende Ausgabe unserer Zeitschrift enthält folgende Beilagen:
Bildungshaus Schulbuchverlage Westermann Schroedel Diesterweg 
Schöningh Winklers GmbH (Vollbeilage); Gruner + Jahr DVP, Hamburg 
(Vollbeilage); mobile IT-Systems, Haar (Vollbeilage); WBG, Darmstadt 
(Abobeilage)
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